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Kastrations- und Kennzeichnungspflicht fur freilaufende Katzen
GrolR3e Anfrage der Fraktionen von SPD und CDU vom 19.07.2011

Sehr geehrter Herr Todtenhausen,

die Fraktionen von SPD und CDU bitten die Verwaltung um einen schriftlichen
Sachstandsbericht zu einer mdglichen  Einfihrung einer  Kastrations-  und
Kennzeichnungspflicht fur freilaufende Katzen in der o. g. Sitzung des Ausschusses flr
Ordnung, Sicherheit und Sauberkeit und BA ESW. Der Bericht soll auch darauf eingehen,
inwieweit die in der Begrindung genannten rechtlichen Rahmenbedingungen in Wuppertal
Anwendung finden kénnen und eine Kastrations- und Kennzeichnungspflicht in Wuppertal
eingefuihrt werden kann.

Begriindung:

Der Tierschutzverein Wuppertal e. V. fordert auf Grundlage seiner Erfahrungen mit
freilaufenden Katzen die Einfuhrung einer Kastration- und Kennzeichnungspflicht nach dem
Paderborner Modell. Allerdings ist nicht eindeutig geklart, inwieweit eine solche Kastrations-
und Kennzeichnungspflicht rechtsguiltig ist.

Der Stadtetag NRW hat dazu in einem Vorbericht u. a. erklart:

»<Aus (ordnungs-)rechtlicher Sicht ist die Pflicht zur Kastration und Kennzeichnung von
freilebenden Katzen durch ordnungsbehdérdliche Verordnung nicht zu begriinden, weil es fur
die RechtmaRigkeit einer solchen Regelung am Vorliegen einer abstrakten Gefahr fehit.
Diese liegt nach allgemeinen Grundsatzen dann vor, wenn eine generell-abstrakte
Betrachtung zu dem Ergebnis fuhrt, dass mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein Schaden
im Einzelfall an einem geschitzten Rechtsgut eintreten konnte. Hierflr ist eine abgesicherte
Prognose Voraussetzung. Solange eine Behtrde mangels geniigender Kenntnisse tber die
Einzelheiten der zu regelnden Sachverhalte oder tiber die maf3geblichen Kausalverlaufe nicht
zu der erforderlichen Gefahrenprognose im Stande ist, liegt keine abstrakte Gefahr vor. Vor
diesem Hintergrund muss seitens der Kommune geprift werden, ob eine problematisch hohe
Katzenpopulation in ihrem jeweiligen Gebiet vorliegt, die zu Gesundheitsgefahren fir den
Menschen fihren kdnnte. Hierzu sind bisher keine hinreichenden Anhaltspunkte bekannt. So
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sind nach diesseitiger Auffassung z. B. hygienische Zumutungen durch verstéarkte
Ausscheidungen der Katzen fur eine Uberschreitung der Gefahrenschwelle nicht
ausreichend. Auch rechtfertigen bloRe Belastigungen und Nachteile nicht den Erlass einer
ordnungsbehordlichen Verordnung. Erhdhte Gesundheitsgefahrdungen fir den Menschen
sind deshalb bislang nicht nachgewiesen.

Soweit eine abstrakte Gefahr durch Nichtbeachtung des Tierschutzgesetzes angenommen
werden kdnnte, misste das Tierschutzgesetz diesbezliglich vom Bilrger die Kastration von
Katzen fur eine artgerechte Tierhaltung erfordern. Dies ist nicht der Fall: Ob sie unter das
Merkmal ,pflegen” im Sinne des 8 2 TierSchG fallt, scheint &ufRerst fraglich.

Eine Pflicht zur Kastration kann auch nicht der Regelung in 8 6 Abs. | Nr. 5 TierSchG
entnommen werden. Danach gilt das Verbot des vollsténdigen oder teilweisen Entnehmens
oder Zerstorens von Organen nicht zur Verhinderung der unkontrollierten Fortpflanzung
oder Unfruchtbarmachung des Tieres.

Nach alledem ist nach diesseitiger Auffassung eine Kastrationspflicht fur freilebende
Katzen durch ordnungsbehérdliche Verordnung wegen des Fehlens einer abstrakten
Gefahr nicht rechtmaRig.

Auch in Bezug auf eine Pflicht zur Kennzeichnung freilebender Katzen kommt eine abstrakte
Gefahr nicht in Betracht, die eine solche Pflicht rechtfertigen konnte. Eine entlaufende und
streunende oder herrenlose Katze stellt in der Regel keine Gefahr fur die offentliche
Sicherheit und Ordnung dar. Deshalb ist das mit einer Kennzeichnungspflicht beabsichtigte
Ziel, freilaufende Katzen schneller dem entsprechenden Halter zuordnen zu kénnen, fur eine
Rechtfertigung dieser Verpflichtung nicht ausreichend.

Etwas anderes kann sich nur dann ergeben, wenn bewusst wegen des Verstol3es gegen das
Tierschutzgesetz Gefahren entstehen. So wére beispielsweise die Aussetzung eines Tieres
durch den Halter und die damit verbundene Verletzung seiner Pflichten, das Tier
angemessen zu ernahren, zu pflegen und verhaltensgerecht unterzubringen, eine
Gefahrenlage. Hieraus jedoch eine Kennzeichnungspflicht fir alle Katzen zu verordnen, ware
mangels der Erforderlichkeit unverhaltnismafig.*

Die Deutsche Juristische Gesellschaft fur Tierschutzrecht e. V. stellt in ihrer Stellungnahme
zur Einfuhrung einer Kastrations- und Kennzeichnungspflicht fir freilaufende Katzen
zusammenfassend folgendes fest:

»1. Die Stadte und Gemeinden haben die Kompetenz, durch Gefahrenabwehrverordnung eine
Kastrationspflicht flr Katzen einzufiihren.

2. Das Schutzgut der offentlichen Ordnung ist durch Schmerzen und Leiden der Katzen
betroffen.

3. Die Beantwortung der Frage, ob eine abstrakte Gefahr flr dieses Schutzgut vorliegt,
verlangt eine in tatsachlicher Hinsicht hinreichend gesicherte Prognose. Die hierzu
erforderliche Sachverhaltsermittiung muss der Verordnungsgeber im Vorfeld der Einfihrung
eines Kastrationsgebotes leisten.

4. Das Kastrationsgebot ist eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums und
muss als solche verhaltnismafig sein. Dies ist durch entsprechende Ausnahmeregelungen
zu gewahrleisten. Ist dies geschehen, stehen dem Kastrationsgebot auch keine
gleichheitsrechtlichen Bedenken entgegen.*

Ahnlich argumentiert auch die Landesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 244
vom 2. November 2010 des Abgeordneten Gunter Garbrecht, SPD, Drucksache 15/508
.Problemlage und Vorgehensweise zur Erhéhung der Kastrationsquote von Katzen in NRW*.

Auf Grundlage dieser rechtlichen Rahmenbedingungen soll der Bericht darliber Auskunft
geben, inwieweit der Einflhrung einer Kastrationspflicht rechtlichen Bestand hatte und
zielfuhrend ist.

Mit freundlichen GrifRen
gez. gez.

Karlheinz Emmert Rainer Spiecker
Stadtverordneter Stadtverordneter



	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage

